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E i n l a d u n g 
 

 
 

Sitzung Nr. 05/2016 
BürgA Nr. 1/2016 

 
 
An die Mitglieder  
des Ausschusses für Bürgerangelegenheiten 
der Stadt Bornheim 

Bornheim, den 19.01.2016 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zur nächsten Sitzung des Ausschusses für Bürgerangelegenheiten der Stadt Bornheim 
lade ich Sie herzlich ein.  
Die Sitzung findet am Mittwoch, 27.01.2016, 18:00 Uhr, im Ratssaal des Rathauses 
Bornheim, Rathausstraße 2, statt. 
Die Tagesordnung habe ich im Benehmen mit dem Bürgermeister wie folgt festgesetzt: 
TOP Inhalt Vorlage Nr. 

 Öffentliche Sitzung 
 

 

1 Bestellung eines Schriftführers/einer Schriftführerin  
2 Verpflichtung von Ausschussmitgliedern  
3 Einwohnerfragestunde  
4 Entgegennahme der Niederschrift über die Sitzung Nr. 64/2015 vom 

20.10.2015 
 

5 Anregung nach §24 GO vom 03.11.2015 betr. Änderung der Beschil-
derung auf der Kaiserstr. in Bornheim-Sechtem 

673/2015-9 

6 Anregung nach §24 GO vom 03.11.2015 betr. Änderung der Beschil-
derung auf der K33 Abschnitt 3 

674/2015-9 

7 Anregung nach § 24 GO NRW vom 19.11.2015 betr. Abfallbehälter in 
Hemmerich 

685/2015-12 

8 Anregung nach § 24 GO NRW vom 27.12.2015 (Eingang 30.12.2015)  
betr. Änderung der Fahrbahneinengung Apostelpfad 

055/2016-9 

9 Anregung nach § 24 GO NRW vom 28.12.2015  (Eingang 30.12.2015) 
betr. Änderung der Parkregelung im Servatiusweg 

056/2016-9 

10 Anregung nach § 24 GO NRW vom 29.12.2015  (Eingang 30.12.2015) 
betr. Verlegung des Stellplatzes für Schwerbehinderte beim Parkplatz 
Königstr. 31 

057/2016-9 

11 Anregung nach § 24 GO NRW vom 25.09.2015 betr. Ehrenbürger-
recht für Victor Orbán 

572/2015-1 

12 Aktuelle Mitteilungen und Beantwortung von Fragen aus vorherigen 
Sitzungen 

051/2016-1 

13 Anfragen mündlich  

Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Gezeichnet: Christian Koch beglaubigt:  

 (Vorsitzende/r)  (Verwaltungsfachwirt) 
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Sitzung des Ausschusses für Bürgerangelegenheiten der Stadt Bornheim am Dienstag, 
20.10.2015, 18:00 Uhr, im Ratssaal des Rathauses Bornheim, Rathausstraße 2 
 

 X Öffentliche Sitzung  Sitzung Nr. 64/2015 

  Nicht-öffentliche Sitzung  BürgA Nr. 6/2016 
 
Anwesende 
Vorsitzender 
Koch, Christian FDP-Fraktion bis TOP 5 tw. 

Mitglieder 
Aharchi, Loubna SPD-Fraktion  
Gesell, Andrea Bündnis 90/Grüne-Fraktion ab TOP 7 tw. 
Geuer, Theo CDU-Fraktion  
Gilles, Hans Günter UWG/Forum-Fraktion  
Heßling, Günter CDU-Fraktion  
Jaritz, Karin SPD-Fraktion  
Kleinekathöfer, Ute SPD-Fraktion Vorsitzende ab TOP 5 tw. 
Schnitker, Kai Fraktion-DIE LINKE  
Velten, Konrad CDU-Fraktion  
Weiler, Marcel ABB-Fraktion  

stv. Mitglieder 
Wehrend, Lutz CDU-Fraktion  
Freynick, Jörn FDP-Fraktion ab TOP 6  

Verwaltungsvertreter 
Erll, Andreas  
Garbes, Elvira  
Paulus, Wolfgang Dr.  
Pieck, Johannes  

Schriftführerin 
Altaner, Petra  

Nicht anwesend (entschuldigt) 
Großmann, Stefan CDU-Fraktion  
Lamprichs, Holger CDU-Fraktion  
 
 
T a g e s o r d n u n g 
 

TOP Inhalt Vorlage Nr. 
 Öffentliche Sitzung 

 
 

1 Bestellung eines Schriftführers/einer Schriftführerin  
2 Verpflichtung von Ausschussmitgliedern  
3 Einwohnerfragestunde  
4 Entgegennahme der Niederschrift über die Sitzung Nr. 49/2015 vom 

25.08.2015 
 

5 Anregung nach § 24 GO NRW vom 26.09.2015 betr. U3-Ausbau des 
Kindergartens Burgwiese in Hemmerich 

550/2015-4 
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6 Anregung nach § 24 GO vom 26.08.2015 betr. Aufstellung von Richt-
linien zur Vergabe öffentlicher Aufträge der Stadt Bornheim zwecks 
Beschaffung nach Kriterien des Fairen Handels 

495/2015-1 

7 Anregung nach §24 GO vom 08.09.2015 betr. Sicherer Weg über die 
L300 zum Friedhof und zum Fußballplatz in Hersel 

523/2015-9 

8 Anregung nach § 24 GO NRW vom 18.09.2015 (Eingang 23.09.2015) 
betr. Verkauf des städtischen Grundstückes Gemarkung Bornheim-
Brenig Flur 29, Flurstück 442, Königstr. und Bebauung Flurstück Nr. 
610 

541/2015-7 

9 Mitteilungen mündlich und Beantwortung von Fragen aus vorherigen 
Sitzungen 

 

10 Anfragen mündlich  
 
 
Vor Eintritt in die Tagesordnung (der gesamten Sitzung) 
 

AV Christian Koch eröffnet die Sitzung des Ausschusses für Bürgerangelegenheiten der 
Stadt Bornheim, stellt fest, dass ordnungsgemäß eingeladen worden ist und dass der 
Ausschuss für Bürgerangelegenheiten beschlussfähig ist. 
 
 
Die Tagesordnung der öffentlichen Sitzung wird in folgender Reihenfolge behandelt:  
TOP 1 – 10.. 
 

 Öffentliche Sitzung 
 

 

1 Bestellung eines Schriftführers/einer Schriftführerin  
Frau Altaner ist bereits zur Schriftführerin bestellt. 
 

2 Verpflichtung von Ausschussmitgliedern  
Es wurde kein Ausschussmitglied verpflichtet. 
 

3 Einwohnerfragestunde  
Die Einwohnerfragestunde entfällt, da keine Fragen vorliegen. 
 

4 Entgegennahme der Niederschrift über die Sitzung Nr. 49/2015 
vom 25.08.2015 

 

Der Ausschuss für Bürgerangelegenheiten erhebt gegen den Inhalt der Niederschrift über die 
Sitzung Nr. 49/2015 vom 25.08.2015 keine Einwände. 
 

5 Anregung nach § 24 GO NRW vom 26.09.2015 betr. U3-Ausbau 
des Kindergartens Burgwiese in Hemmerich 

550/2015-4 

Die Petenten erläutert ihre Anregung. 
 
Beschluss: 
Der Ausschuss für Bürgerangelegenheiten stellt fest, dass in den Stadtteilen Hemmerich und 
Rösberg Bedarf an U3-Betreuung in Kindergärten herrscht und empfiehlt daher dem Jun-
gendhilfeausschuss,  
1. den Finanzbedarf für den U3-Ausbau des Kindergartens Burgwiese zum Kinder-

gartenjahr 2016/17 zu prüfen und diesen nach Möglichkeit kurzfristig zu beschlie-
ßen, sofern dies finanzierbar ist und 

2. die Anpassung des Kindergartenbedarfsplanes. 
 
- Einstimmig -  
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6 Anregung nach § 24 GO vom 26.08.2015 betr. Aufstellung von 

Richtlinien zur Vergabe öffentlicher Aufträge der Stadt Bornheim 
zwecks Beschaffung nach Kriterien des Fairen Handels 

495/2015-1 

Der Petent erläutert seine Anregung. 
 
Beschluss: 
Der Bürgerausschuss 
1. beauftragt die Verwaltung, 
1.1 die Verpflichtungserklärung nach § 18 Tariftreue- und Vergabegesetz Nordrhein-

Westfalen (TVgG NRW) zur Einhaltung sozialer Mindeststandards auch bei Auf-
trägen für Lieferungen, Dienstleistungen und Bauleistungen bis 500 € netto einzu-
fordern, soweit es sich um Dienst- und Schutzkleidung, Spielzeug für Kinderta-
gesstätten, Blumen, Papier, Steine, Büromöbel und Lebensmittel handelt, 
 

1.2 die Verpflichtungserklärung nach § 18 TVgG NRW für die vorgenannten Aufträge 
nicht bei jedem einzelnen Einkauf, sondern von den beauftragten Unternehmen 
für ein Jahr im Voraus anzufordern, 
 

1.3 beim Einkauf von Papier die Verwendung von Tropenhölzern auszuschließen, 
 

1.4 beim Einkauf von Büromöbeln Umweltkriterien nach § 17 TVgG NRW zu berück-
sichtigen, 
 

1.5 dem Rat zum 31.12.2016 über das Ergebnis zu berichten und  
 
2. verweist die nicht im Beschlussentwurf aufgeführten nachfolgenden Anregungen 

des Antragstellers zur weiteren Beratung und Beschlussfassung in den Haupt- 
und Finanzausschuss mit der Bitte an die Verwaltung um Prüfung, in wie weit die-
se Anregungen rechtlich umsetzbar sind,   

 
2.1 bestimmte Zertifizierungsempfehlungen bei Ausschreibungen zu berücksichtigen, 
 
2.2 die Verpflichtungserklärungen nach § 18 TVgG und § 15 der Verordnung zum 

TVvG auch bei Lebensmitteln zu verlangen, die im Rahmen z.B. des Caterings bei 
Schulen, Kindergärten u.a. eine Rolle spielen, 

 
2.3. den § 15 der Verordnung zum Tariftreue- und Vergabegesetz (Kriterien des fairen 

Handels) bei Ausschreibungen in den o.a. Bereichen mit zu berücksichtigen. 
 
- Einstimmig -  
 

7 Anregung nach §24 GO vom 08.09.2015 betr. Sicherer Weg über 
die L300 zum Friedhof und zum Fußballplatz in Hersel 

523/2015-9 

Der Petent erläutert seine Anregung. 
 
Beschluss: 
Der Ausschuss für Bürgerangelegenheiten empfiehlt dem Ausschuss für Stadtentwicklung 
ein straßenverkehrsrechtliches Anhörverfahren nach § 45 StVO einzuleiten. Sollte der Bür-
gerradweg nicht realisierbar sein, soll die Anregung nochmals beraten und geprüft werden. 
 
- Einstimmig -  
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8 Anregung nach § 24 GO NRW vom 18.09.2015 (Eingang 
23.09.2015) betr. Verkauf des städtischen Grundstückes Gemar-
kung Bornheim-Brenig Flur 29, Flurstück 442, Königstr. und Be-
bauung Flurstück Nr. 610 

541/2015-7 

Der Petent war in der Sitzung nicht anwesend. 
 
Beschluss: 
Der Ausschuss für Bürgerangelegenheiten beauftragt den Bürgermeister, den drei Grund-
stückseigentümern die seinerzeit abgetretenen Wegeparzellen zum Kauf anzubieten. 
 
- Einstimmig -  
 

9 Mitteilungen mündlich und Beantwortung von Fragen aus vorhe-
rigen Sitzungen 

 

Keine. 
 

10 Anfragen mündlich  
Keine. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ende der Sitzung: 19:45 Uhr 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
gez. Christian Koch                 gez. Ute Kleinekathöfer  gez. Petra Altaner 
Vorsitz bis Top 5 tw.                Vorsitz ab TOP 5 tw.  Schriftführung 
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Ausschuss für Bürgerangelegenheiten 27.01.2016 
Ausschuss für Stadtentwicklung 17.02.2016 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 673/2015-9 

    Stand 13.11.2015 
 
Betreff 
 

Anregung nach §24 GO vom 03.11.2015 betr. Änderung der Beschilderung auf 
der Kaiserstr. in Bornheim-Sechtem 

 
Beschlussentwurf Ausschuss für Bürgerangelegenheiten 
 
Der Ausschuss für Bürgerangelegenheiten empfiehlt dem Ausschuss für Stadtentwicklung 
folgenden Beschlussentwurf: 
 
Beschlussentwurf Ausschuss für Stadtentwicklung 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung nimmt die Ausführungen der Verwaltung zur Kenntnis 
und betrachtet die Angelegenheit als erledigt. 
 
Sachverhalt 
 
Zur beigefügten Anregung nach § 24 GO vom 03.11.2015 nimmt die Verwaltung wie folgt 
Stellung: 
 
Die Anregung beschäftigt sich mit zuletzt angeordneten Halteverboten in der Kaiserstraße in 
Sechtem im Teilstück zwischen den Einmündungen Breslauer Straße (K 33) und Lüddigstra-
ße. 
 
Frage 1: 
Warum das Schild 283-10 StVO auf der Kaiserstraße 70 angebracht?  
 
Antwort: 
In der Örtlichkeit wurde kein VZ 283-10 StVO (Halteverbot – Anfang) sondern ein VZ 286-10 
StVO (eingeschränktes Halteverbot) angebracht. Damit ist zwar das Parken im fraglichen 
Bereich untersagt; Ein- und Aussteigen sowie Be- und Entladevorgänge bleiben weiterhin 
möglich. 
 
Bis zum Jahre 2006 galt im fraglichen Straßenabschnitt auf der nordöstlichen Straßenseite 
(ungerade Hausnummern) ein eingeschränktes Halteverbot (VZ 286 StVO) mit einer zeitli-
chen Beschränkung (werktags 8 – 18 Uhr).  
 
Durch Beschluss des damaligen Ausschusses für Verkehr, Planung und Liegenschaften 
wurde die Verwaltung beauftragt, die dortigen Verkehrsverhältnisse im Rahmen eines stra-
ßenverkehrsrechtlichen Anhörverfahrens zu überprüfen um eine Verbesserung der Parkmög-
lichkeiten zu erzielen. 
 
Beim Anhörverfahren im Oktober 2006 wurde festgestellt, dass sich aufgrund der erfolgten 
Abstufung der ehemaligen Kreisstraße 42 zur Gemeindestraße, der Einbeziehung in die 
Tempo-30-Zone und des Wegfalls der Lkw-Fahrten zum ehemaligen Baustoffhandel die Ver-

Ö  5
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kehrssituation geändert hatte. Als Folge konnte das eingeschränkte Halteverbot (VZ 286 
StVO) aus Fahrtrichtung Breslauer Straße (K 33) kommend auf der Seite der ungeraden 
Hausnummern bis zur Lüddigstraße aufgehoben werden. 
 
Seit Beginn des Jahres 2015 häuften sich allerdings Beschwerden, das größere und längere 
Fahrzeuge nicht oder nur unter schwierigen Rangiermanövern das fragliche Teilstück der 
Kaiserstraße und der Lüddigstraße passieren konnten. Auch von der Feuerwehr wurden die-
se Probleme bestätigt. 
 
Im Rahmen der Überwachung des ruhenden Verkehrs konnten zwar keine Parkverstöße 
wegen Nichtbeachtung der notwendigen Restfahrbahnbreite von 3,05 m festgestellt werden. 
Allerdings wurde festgestellt, dass die ungehinderte Durchfahrt für Lkw und landwirtschaftli-
chen Fahrzeuge häufig im Begegnungsverkehr nicht möglich war. Diese Feststellungen wur-
den in einem weiteren straßenverkehrsrechtlichen Anhörverfahren unter Beteiligung der Ver-
treter der Polizei, des Straßenbaulastträgers sowie des Ortsvorstehers am 20.10.2015 erör-
tert. 
 
Einvernehmlich aller beteiligten Stellen wurde dabei beschlossen, dass das im Jahre 2006 
zurückgenommene Halteverbot wieder gemäß § 45 StVO anzuordnen ist. Diese Anordnung 
wurde vom Stadtbetrieb Bornheim im November 2015 durch Aufbau der entsprechenden 
Halteverbotszeichen umgesetzt.  
 
Frage 2: 
Welche rechtliche Grundlage lag vor? 
 
Antwort:  
Die Straßenverkehrsbehörde hat die für die Sicherheit, Flüssigkeit und Leichtigkeit des Ver-
kehrs notwendigen Anordnungen nach vorheriger Durchführung eines straßenverkehrsrecht-
lichen Anhörverfahrens zu treffen. Dies war im vorliegenden Fall gegeben.  
 
Frage 3: 
Sind die Anwohner befragt bzw. informiert worden? 
 
Antwort: 
Eine Pflicht zur vorherigen Information und Mitwirkung von Anliegern sieht das Straßenver-
kehrsrecht nicht vor, zumal es sich bei straßenverkehrsrechtlichen Anordnungen, die durch 
Verkehrszeichen oder Fahrbahnmarkierungen getroffen werden, im juristischen Sinne nicht 
um Verwaltungsakte sondern Allgemeinverfügungen handelt.  
 
Frage 4: 
Welche Möglichkeiten haben die Anwohner die Beschilderung abzuändern? 
 
Antwort: 
Grundsätzlich kann jedermann die Überprüfung bestehender straßenverkehrsrechtlicher An-
ordnungen beantragen. Gleiches gilt für die Anregung von weitergehenden und zusätzlichen 
Anordnungen. Derartige Beschwerden und Anträge werden im oben dargestellten Anhörver-
fahren geprüft. Sofern Handlungsbedarf besteht, trifft die Straßenverkehrsbehörde die not-
wendigen Maßnahmen; andernfalls verbleibt es bei den bestehenden Regelungen. 
 
Im vorliegenden Fall würde allerdings auch eine neuerliche Überprüfung zu keinem anderen 
Ergebnis führen, da hinsichtlich der geschilderten Verkehrsprobleme Handlungsbedarf be-
stand. Zwar steht für die Anwohner durch die angeordneten Halteverbote im öffentlichen 
Verkehrsraum weniger Parkraum zur Verfügung. Allerdings ist in der Abwägung das Allge-
meininteresse an der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf der Kaiserstraße den Ein-
zelinteressen, dort Parken zu können, voran zu stellen.  
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Bedarf für eine neuerliche Überprüfung ist daher nicht erkennbar.  
 
Finanzielle Auswirkungen:  
 
keine 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
 
Anregung 
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Ausschuss für Bürgerangelegenheiten 27.01.2016 
Ausschuss für Stadtentwicklung 17.02.2016 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 674/2015-9 

    Stand 13.11.2015 
 
Betreff 
 

Anregung nach §24 GO vom 03.11.2015 betr. Änderung der Beschilderung auf 
der K33 Abschnitt 3 

 
Beschlussentwurf für den Ausschuss für Bürgerangelegenheiten: 
 
Der Ausschuss für empfiehlt dem Ausschuss für Stadtentwicklung folgenden Beschlussent-
wurf: 
 
Beschlussentwurf Ausschuss für Stadtentwicklung 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung nimmt die Ausführungen der Verwaltung zur Kenntnis 
und betrachtet die Angelegenheit als erledigt. 
 
Sachverhalt 
 
Zur beigefügten Anregung nach § 24 GO vom 03.11.2015 nimmt die Verwaltung wie folgt 
Stellung: 
 
Die Anregung beschäftigt sich mit den Verkehrsverhältnissen auf der Breslauer Straße (K 
33) in Sechtem im Teilstück zwischen den Einmündungen Eichenweg und Kaiserstraße.  
 
Frage 1:  
Kann die Beschilderung auf der K 33 Abschnitt 3, 52070190 – 52070200, Km 1,545 bis 
1,820 von VZ 274-55 StVO (50 km/h) auf VZ 274-57 StVO (70 km/h) geändert werden? 
 
Antwort: 
Verkehrszeichen und Fahrbahnmarkierungen werden nach Durchführung des nach § 45 
Straßenverkehrsordnung (StVO) vorgesehenen straßenverkehsrechtlichen Abhörverfahrens 
unter Beteiligung der Polizei, des zuständigen Straßenbaulastträgers und ggf. weiteren Trä-
gern öffentlicher Belange von der zuständigen Verkehrsbehörde angeordnet. 
 
Änderungen bestehender Anordnungen bedürfen des gleichen Verfahrens. 
 
Frage 2: 
Wie ist die gesetzliche Grundlage zur Aufstellung von Ortstafeln? 
 
Antwort: 
Bei Ortstafeln handelt es sich um das Verkehrszeichen 310 und 311 StVO. Sie sind in der 
Regel dort anzuordnen, wo die geschlossene Bebauung auf einer der beiden Seiten der 
Straße erkennbar beginnt und diese Bebauung von der Straße erschlossen wird.  

 

 

Ö  6
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Frage 3: 
Muss die Ortstafel an der dortigen Stelle nicht versetzt werden? 
 
Antwort: 
Im fraglichen Teilstück der K 33 ist keine Ortstafel vorhanden.  
 
Frage 4: 
Kann die Geschwindigkeitstrichterung auf der K 33 Abschnitt 3,  52070190 – 52070200, Km 
1.28 bis 1.545 von Tempo 100 über 70 auf 50 km/h auf Tempo 70 km/h verändert werden? 
 
Antwort: 
Bis Ende 2007 lag die zulässige Höchstgeschwindigkeit auf der K 33 im Teilstück zwischen 
Eichenweg und dem Haus Breslauer Straße 8 bei 70 km/h und im weiteren Verlauf bis zur 
Landstraße 190 bei 50 km/h.  
 
Auf Grund von Unfällen im Einmündungsbereich K 33 / Eichenweg war Anfang 2008 die zu-
lässige Höchstgeschwindigkeit zwischen Eichenweg und Ophofstraße als Ergebnis eines 
straßenverkehrsrechtlichen  Anhörverfahrens auf 50 km/h zu beschränken sowie ein Über-
holverbot (VZ 276 StVO) anzuordnen.  

Gleichzeitig wurden entsprechende Geschwindigkeitskontrollen durch die Polizei angekün-
digt. Für die Radarüberwachung der Polizei ist eine Messtrecke von mindestens 200 m er-
forderlich, so dass die Geschwindigkeitsbeschränkung auf 50 km/h entsprechend auszudeh-
nen war. Darüber hinaus bestand bei den Teilnehmern des Anhörverfahrens Einvernehmen, 
dass ein Wechsel der zulässigen Geschwindigkeit für die verbleibende Strecke von 200 m 
bis zur Einmündung Kaiserstraße keinen Sinn mache und daher im gesamten Teilstück 
beidseitig einheitlich 50 km/h gelten soll. 

Nach den vorliegenden Erkenntnissen haben sich die angeordneten Maßnahmen bewährt. 
Eine Unfallhäufigkeit im Einmündungsbereich K 33 / Eichenweg besteht laut Mitteilung der 
Polizei nicht mehr. Negative Auswirkungen auf die Verkehrsflüssigkeit der K 33 sind nicht 
bekannt.     

Finanzielle Auswirkungen:  
 
keine 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
 
Anregung 
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Ausschuss für Bürgerangelegenheiten 27.01.2016 
Umweltausschuss 17.05.2016 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 685/2015-12 

    Stand 25.11.2015 
 
Betreff 
 

Anregung nach § 24 GO NRW vom 19.11.2015 betr. Abfallbehälter in 
Hemmerich 

 
Beschlussentwurf Bürgerausschuss 
 
Der Bürgerausschuss empfiehlt dem Umweltausschuss, wie folgt zu beschließen (s. Be-
schlussentwurf Umweltausschuss). 
 
Beschlussentwurf Umweltausschuss 
 
Der Umweltausschuss nimmt die Ausführungen der Verwaltung zur Aufstellung zusätzlicher 
Straßenpapierkörbe zur Kenntnis und beauftragt die Verwaltung, an den drei nötigsten 
Standorten in Hemmerich zusätzliche Straßenpapierkörbe aufstellen zu lassen. 
 
Sachverhalt 
 
Der Förderverein Dorfgemeinschaft Hemmerich e.V. regt an, Abfallbehälter bei beliebten 
Standorten von Ruhebänken aufzustellen, um einer Vermüllung im direkten Umfeld vorzu-
beugen.  
 
Hierzu ist zunächst festzuhalten, dass das Einsammeln und Abtransportieren von sogenann-
tem wilden Müll und die Aufstellung und Unterhaltung von Straßenpapierkörben als Pflicht-
aufgabe nach Landesabfallgesetz im Rhein-Sieg-Kreis von den kreisangehörigen Kommu-
nen auf den Kreis 1996 übertragen worden ist. Der Kreis hat mit der Durchführung dieser 
Aufgaben die Kommunen wiederum rückbeauftragt und trägt hierfür die Kosten nach einem 
bestimmten vom Kreis festgelegten Schlüssel aus dem Abfallgebührenaufkommen. Inzwi-
schen ist diese Aufgabe vollständig der RSAG AöR übertragen worden. 
 
Insofern bestimmt aber der Kreis bzw. die RSAG entscheidend mit, in welchem Umfang wo 
im Stadtgebiet Straßenpapierkörbe aufgestellt werden dürfen, soweit er die Kosten hierfür 
übernehmen soll. Nach der Vereinbarung zwischen Kreis und Kommunen ist eine Erhöhung 
des Papierkorbkontingents nur im Rahmen der städtebaulichen Entwicklung vorgesehen und 
muss von der RSAG genehmigt werden. 
 
Sollte die Stadt darüber hinaus Papierkörbe ohne Zustimmung der RSAG aufstellen wollen, 
wären dies freiwillige Ausgaben im Sinne des Haushaltsrechts und in der derzeitigen Finanz-
situation der Stadt problematisch. 
 
Wie der Förderverein ausführt, hat er Insgesamt zehn Ruhebänke im Ort restauriert und 
würde diese gerne mit Papierkörben ausstatten. An drei Bank-Standorten sei eine Aufstel-
lung von Abfallbehältern besonders von Nöten. Wie beschrieben müsste eine Neuanschaf-
fung von Papierkörben mit entsprechenden Entleerungsvorgängen bei der RSAG beantragt 
und begründet werden. Nach telefonischer Rücksprache durch die Verwaltung am 
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25.11.2015 mit dem Förderverein soll das Vorhaben von den  Vereinsmitgliedern durch Be-
teiligung an der Papierkorb-Unterhaltung unterstützt werden. Somit würden zunächst Abfall-
behälter sowie Müllbeutel benötigt.  
 
Zwischenzeitlich hat die Verwaltung bei der RSAG erreichen können, dass diese das Kontin-
gent für Bornheim um drei Standorte erhöht. Damit können die vom Förderverein favorisier-
ten drei Bankstandorte in Hemmerich mit Papierkörben ausgestattet werden. Seitens der 
RSAG wurde darauf hingewiesen, dass bei einer Entleerung durch die Vereinsmitglieder ein 
regelmäßiger und dauerhafter Rhythmus gewährleistet sein sollte.  
 
Finanzielle Auswirkungen 
 
Personalaufwand in nicht bezifferbarer Höhe 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
 
Anregung 
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Ausschuss für Bürgerangelegenheiten 27.01.2016 
Ausschuss für Stadtentwicklung 17.02.2016 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 055/2016-9 

    Stand 04.01.2016 
 
Betreff 
 

Anregung nach § 24 GO NRW vom 27.12.2015 (Eingang 30.12.2015)  betr. 
Änderung der Fahrbahneinengung Apostelpfad 

 
Beschlussentwurf Ausschuss für Bürgerangelegenheiten 
 
Der Ausschuss für Bürgerangelegenheiten nimmt die Ausführungen der Verwaltung bezüg-
lich der Modifizierung der im Apostelpfad bereits vorhandenen Betonringe zur Kenntnis und 
empfiehlt dem Ausschuss für Stadtentwicklung wie folgt zu beschließen: 
 
Beschlussentwurf Ausschuss für Stadtentwicklung 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung nimmt die Ausführungen der Verwaltung zur Kenntnis 
und beauftragt die Verwaltung die Maßnahme durchzuführen. 
 
Sachverhalt 
 
Die Lösung mit den mobilen Elementen an dieser Stelle hatte sich als nicht zielführend er-
wiesen, daher wurden diese aus dem öffentlichen Verkehrsraum entfernt und durch Beton-
ringe ersetzt. 
 
Die Betonringe werden zur Verdeutlichung in Kürze mit einer doppelseitigen Bake (Ver-
kehrszeichen 605 der Straßenverkehrsordnung) versehen. 
 
Finanzielle Auswirkungen 
 
Finanzierung im Rahmen der Stadtpauschale (Verkehrszeichen) SBB. 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
 
Anregung 
 

Ö  8

19/30



Seite - 1 – von 2 

Günter Pohl        53332 Bornheim, 27.12.2015 
Königstraße 36 

 
 
G. Pohl * Königstr. 36 * 53332 Bornheim  

Ausschuss für Bürgerangelegenheiten 
des Rates der Stadt Bornheim 
z. Hd. Herrn Koch 
Rathausstr. 2 
53332 Bornheim 

 
Beschwerde und Anregung nach § 24 der Gemeindeordnung 

hier: Änderung der Fahrbahneinengung Apostelpfad 

 
Sehr geehrter Herr Koch, 

setzen Sie bitte das Thema "Änderung der Fahrbahneinengung Apostelpfad"  auf die Ta-
gesordnung der nächsten Sitzung des  Ausschusses für Bürgerangelegenheiten. 

Sachverhalt: 
Vor einigen Jahren wurden im Apostelpfad kurz hinter dem Ortsschild mobile Kunststoff-
Elemente zur Reduzierung der Fahrgeschwindigkeiten aufgestellt. 

Diese Elemente wurden offenbar öfter von nicht ortskundigen Autofahrern angefahren, ver-
schoben oder auch beschädigt. Durch das geringere Eigengewicht der Kunststoff-Elemente 
entstand bei den anfahrenden Kraftfahrzeugen vermutlich nur ein geringer Sachschaden. Von 
Personenschäden wurde nichts bekannt. 

Nun wurden die Kunststoff-Elemente durch Betonringe ersetzt. Diese Betonringe liegen, bei 
Dunkelheit nur schlecht erkennbar, in der rechten Fahrbahn und sperren diese. 
Eine Beschilderung der Fahrbahneinengung (Zeichen 121) ist nicht vorhanden. An den beiden 
Betonringen sind nur rot-weiße Bleche (ähnlich Zeichen 605) ohne Rückstrahlwirkung quer an-
gebracht.  

Ich hoffe, dass der Einbau dieser Botonringe nicht den Sinn hat, dass die Schä-
den am Fahrzug bei Anfahrten größer werden, möglicherweise zum Totalschaden 
führen sollen und eventuelle Personenschäden dabei zumindest billigend in Kauf 
genommen werden. 
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Eine Straßenbeleuchtung ist erst hinter der nächsten Straßeneinmündung "Zehnhoffstraße" 
vorhanden.  Bei Dunkelheit und Blendwirkung durch Gegenverkehr besteht hier durch die An-
ordnung von Elementen zur Fahrbahneinengung eine erhebliche Unfallgefahr. 

Als die Kunststoff-Elemente erstmals vor ca. 13 Jahren auf Forderung von einigen Anwohnern 
zur Verminderung der Fahrgeschwindigkeiten direkt hinter dem Ortseingangsschild im Bereich 
mit einer zulässigen Fahrgeschwindigkeit von 50 km/h aufgestellt wurden, war hier auch keine 
ausreichende Sicherung vorhanden. Die Beschilderung der zulässigen Fahrgeschwindigkeit auf 
30 km/h erfolgte nur wegen der vorhandenen Straßenschäden. 
Obwohl die rot-weißen Warnbaken damals sichtbarer waren, kam es hier vermehrt zu Kollisio-
nen weil die Elemente übersehen wurden. Es ist davon auszugehen, dass der Stadtverwaltung 
diese Tatsache bekannt ist.  

 
Bei anderen Straßen in Bornheim hätten die Anlieger auch gerne Maßnahmen zur Reduzierung 
der Fahrgeschwindigkeiten. Diesen Forderungen wurden bisher nur selten gefolgt. 

Der Apostelpfad ist eine Hauptsammelstraße und Teil der inneren Ortsumgehung, der nach den 
Verkehrsgutachten zukünftig noch weitere Verkehrsmengen aufnehmen soll. Daher sollten kei-
ne Maßnahmen, die die Flüssigkeit des Verkehrs behindern, wie diese gefährliche Fahrbahn-
einengung oder alternierendes Parken erfolgen. 

Bei Unfällen könnte es auch zu Schadenersatzforderungen an den Straßenbaulastträger wegen 
Verkehrsgefährdung kommen oder bei Personenschäden auch strafrechtliche Folgen haben. 

Antrag: 
Ich bitte um eine entsprechende Beschlussfassung des Ausschusses für Bürgerangelegenhei-
ten, die den Ausschuss für Stadtentwicklung zu einem Auftrag an den Bürgermeister veran-
lasst, die Betonringe schnellstens entfernen zu lassen, sowie die Betonringe als Sofortmaß-
nahme mit Blinklampen zu bestücken. 

Sollte man dieser Anregung nicht folgen, sollte eine Erweiterung der Straßenbeleuchtung ge-
fordert und eine Leuchte unmittelbar über den Betonringen installiert werden. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
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Ausschuss für Bürgerangelegenheiten 27.01.2016 
Ausschuss für Stadtentwicklung 17.02.2016 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 056/2016-9 

    Stand 04.01.2016 
 
Betreff 
 

Anregung nach § 24 GO NRW vom 28.12.2015 (Eingang 30.12.2015)  betr. 
Änderung der Parkregelung im Servatiusweg 

 
Beschlussentwurf Ausschuss für Bürgerangelegenheiten 
 
Der Ausschuss für Bürgerangelegenheiten empfiehlt dem Ausschuss für Stadtentwicklung 
wie folgt zu beschließen. 
 
Beschlussentwurf Ausschuss für Stadtentwicklung 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung nimmt die Ausführungen der Verwaltung auf dem Park-
platz am Servatiusweg (P 10) zur Kenntnis und betrachtet die Angelegenheit als erledigt. 
 
Zum Parkplatz am Alten Rathaus (P 9) beauftragt der Ausschuss die Verwaltung im Rahmen 
eines straßenverkehrsrechtlichen Anhörverfahrens nach Verwaltungsvorschrift zu § 45 StVO 
die Verkehrsverhältnisse zu überprüfen und die ggf. notwendigen straßenverkehrsrechtlichen 
Anordnungen zur Parkzeitregelung analog der Regelung auf dem Parkplatz am Servatius-
weg zu treffen. 
 
Sachverhalt 
 
Der Parkplatz am Servatiusweg (P 10) ist auf Grund seiner Lage Teil des für das Bornheimer 
Zentrum festgelegten Parkraumkonzeptes. In der zentralen Ortslage sind alle Stellplätze mit 
zeitlicher Beschränkung versehen, da sie in erster Linie für Kunden der umliegenden Ge-
schäfte und nicht für Dauerparken, z.B. Tagespersonal der Geschäfte und Praxen, gedacht 
sind. Die Verwaltung wird deshalb die Anregung nicht umsetzen. 
 
Auf dem Parkplatz am alten Rathaus (P 9) ist das Parken bislang noch ohne zeitliche Be-
schränkung möglich, wobei hier insbesondere elterliche Bring- und Holdienste in Verbindung 
mit dem städtischen Kindergarten 'Windrad' stattfinden. Im Zuge der einheitlichen Beschilde-
rung im Zentrum Bornheims ist zu prüfen, ob dort ebenfalls eine analoge Parkscheibenrege-
lung einzuführen ist. 
 
 
Finanzielle Auswirkungen 
 

- Kosten des Anhörverfahrens gemäß VwV zu § 45 STVO ca. 80,00 € 
- Finanzierung der Maßnahme im Rahmen der Stadtpauschale (Verkehrszeichen) 

SBB. 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
 
Anregung 
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Günter Pohl        53332 Bornheim, 28.12.2015 
Königstraße 36 

 
 
 
 
G. Pohl * Königstr. 36 * 53332 Bornheim  

Ausschuss für Bürgerangelegenheiten 
des Rates der Stadt Bornheim 
z. Hd. Herrn Koch 
Rathausstr. 2 
53332 Bornheim 

 
Beschwerde und Anregung nach § 24 der Gemeindeordnung 

hier: Änderung der Parkregelung im Servatiusweg 

 
Sehr geehrter Herr Koch, 

setzen Sie bitte das Thema "Änderung der Parkregelung im Servatiusweg "  auf die 
Tagesordnung der nächsten Sitzung des  Ausschusses für Bürgerangelegenheiten. 

Sachverhalt: 
Nach dem Straßenausbau wurde der Servatiusweg zwischen Bahnstrecke und Königstra-
ße als Halteverbotszone mit Zeichen 290 StVO  mit dem Zusatzeichen 291 – Parkscheibe 
2 Stunden – beschildert. 

Das bedeutet, dass auch die ca. 33 Parkplätze auf 
dem Parkplatz Servatiusweg unter die 2-Stunden-
Parkscheibenreglung fallen. 

Denn an der Einfahrt zum Parkplatz ist kein 
Verkehrszeichen 292 (Ende der Parkverbotszone) 
angebracht. 

 
 

Damit gehen diese Stellplätze für das Tagespersonal des Gewerbes und der Praxen auf 
der Königstraße und dem Servatiusweg verloren.  
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Die Folge ist, dass der Parkplatz am alten Bürgermeisteramt schon ab den frühen Mor-
genstunden von einigen dieser Personale für den Tag belegt wird. 

Hier gingen durch den Straßenausbau bereits 3 Stellplätze verloren. Die verbliebenen 18 
Stellplätze reichen nun nicht mehr für auch nur in Kurzzeit parkende Anwohner, das Per-
sonal der dort ansässigen Kindertagesstätte und die Personen, die Kinder bringen und 
abholen, aus  

Antrag: 

Ich bitte um eine entsprechende Beschlussfassung des Ausschusses für Bürgerangele-
genheiten, die den Ausschuss für Stadtentwicklung zu einer Bitte an den Bürgermeister 
veranlasst, den Parkplatz Servatiusweg aus der 2-Stunden-Parkscheinregelung heraus-
zunehmen, damit die Parkprobleme beim Parkplatz Königstraße gemildert werden. 

Das könnte zweckmäßig durch ein Zusatzschild "entlang der Fahrbahn" an der Beschilde-
rung der Halteverbotszone geschehen. Zusätzlich sollte an der Einfahrt zum Parkplatz ein 
Zeichen 292 (Ende der Halteverbotszone) aufgestellt werden. 

 
Mit freundlichen Grüßen 
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Ausschuss für Bürgerangelegenheiten 27.01.2016 
Ausschuss für Stadtentwicklung 17.02.2016 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 057/2016-9 

    Stand 04.01.2016 
 
Betreff 
 

Anregung nach § 24 GO NRW vom 29.12.2015  (Eingang 30.12.2015)  betr. 
Verlegung des Stellplatzes für Schwerbehinderte beim Parkplatz Königstr. 31 

 
Beschlussentwurf Ausschuss für Bürgerangelegenheiten 
 
Der Ausschuss für Bürgerangelegenheiten empfiehlt dem Ausschuss für Stadtentwicklung 
wie folgt zu beschließen. 
 
Beschlussentwurf Ausschuss für Stadtentwicklung 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung nimmt die Ausführungen der Verwaltung zur Verlegung 
des Schwerbehindertenparkplatzes auf dem Parkplatz am Alten Rathaus (P 9) zur Kenntnis 
und beauftragt die Verwaltung die Verkehrszeichenkombination entsprechend zu versetzen. 
 
Sachverhalt 
 
Der zur Zeit auf dem Parkplatz am Alten Rathaus (P 9) als Schwerbehindertenparkplatz aus-
gewiesene Stellplatz weist zwar die notwendigen Abmessungen auf, ist aber aufgrund seiner 
Lage in der Nutzung für Schwerbehinderte unkomfortabel. 
 
Daher wird die Anregung den Schwerbehindertenparkplatz zu verlegen aufgenommen. Die 
Verkehrszeichenkombination Verkehrszeichen 314 (Parken) und Zusatz 1044-10 (nur 
Schwerbehinderte mit außergewöhnlicher Gehbehinderung und Sehbehinderte) der Stra-
ßenverkehrsordnung wird versetzt und der erste Stellplatz auf der rechten Seite, unmittelbar 
hinter der Einfahrt, wird künftig als Schwerbehindertenparkplatz ausgewiesen. 
 
Finanzielle Auswirkungen 
 
Finanzierung der Maßnahme aus der Stadtpauschale (Verkehrszeichen) SBB. 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
 
Anregung 
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Günter Pohl        53332 Bornheim, 29.12.2015 
Königstraße 36 

 
 
 
 
G. Pohl * Königstr. 36 * 53332 Bornheim  

Ausschuss für Bürgerangelegenheiten 
des Rates der Stadt Bornheim 
z. Hd. Herrn Koch 
Rathausstr. 2 
53332 Bornheim 

 
Beschwerde und Anregung nach § 24 der Gemeindeordnung 

hier:  Verlegung des Stellplatzes für Schwerbehinderte beim Parkplatz  
Königstraße 31 

 
Sehr geehrter Herr Koch, 

setzen Sie bitte das Thema "Verlegung des Stellplatzes für Schwerbehinderte beim 
Parkplatz Königstraße 31 "  auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung des  Ausschusses 
für Bürgerangelegenheiten. 

Sachverhalt: 
Der am Parkplatz "Altes Bürgermeisteramt" für Schwerbehinderte ausgewiesene Stellplatz 
hat einige Nachteile: 

� Keine ausreichende Erkennbarkeit von der Königstraße bei vollem Parkplatz und 
sommerlicher Begrünung. 

� Die Abmessungen entsprechen nicht den Richtwerten für Behindertenstellplätze. 
� Etwas seltsamer Zuschnitt der rechteckigen Fläche mit scharfen Ecken der Einfas-

sung. 
� Etwas schwieriges Einparken nur in Rückwärtsfahrt. 
� Eingeschränkte Wendemöglichkeit bei besetztem Parkplatz 
� Entfernung von der Straße ca. 30 m 

Aus den vorgenannten Gründen wäre eine Verlegung des Stellplatzes für Schwerbehinderte 
direkt links (1. Stellplatz  hinter der Einfahrt) neben dem Gehweg, wünschenswert. Hier ist 
eine Fläche in ausreichender Breite und Länge vorhanden. 

Die Kosten für die Versetzung des Parkplatzschildes sind überschaubar. 

Antrag: 

Ich bitte um eine entsprechende Beschlussfassung des Ausschusses für Bürgerangelegen-
heiten, die den Ausschuss für Stadtentwicklung zu einem Auftrag an den Bürgermeister ver-
anlasst, den Stellplatz für Schwerbehinderte, entsprechend den obigen Ausführungen, an die 
Einfahrt zum Parkplatz zu verlegen. 

 
Mit freundlichen Grüßen 
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Ausschuss für Bürgerangelegenheiten 27.01.2016 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 572/2015-1 

    Stand 06.10.2015 
 
Betreff 
 

Anregung nach § 24 GO NRW vom 25.09.2015 betr. Ehrenbürgerrecht für 
Victor Orbán 

 
Beschlussentwurf 
 
Der Ausschuss für Bürgerangelegenheiten weist die Anregung des Vorsitzenden der Repub-
likaner NRW entsprechend den Ausführungen des Städte- und Gemeindebundes Nordrhein-
Westfalen als unzulässig zurück.  
 
Sachverhalt 
 
Am 25.09.2015 ging bei der Verwaltung die Anregung der Republikaner NRW ein, in welcher 
diese die Ernennung vom ungarischen Premierminister Victor Orbán zum Ehrenbürger der 
Stadt Bornheim anregen. Als Begründung hierfür wird die Flüchtlingspolitik Ungarns genannt. 
 
Hierzu erhielt die Verwaltung am 29.09.2015 einen Schnellbrief des Städte- und Gemeinde-
bunds NRW, in welchem dieser die Anregung als unzulässig ansieht, da hier kein Sachanlie-
gen im Vordergrund stünde, sondern die Inanspruchnahme öffentlicher Stellen zur Verbrei-
tung der Ansichten der Partei. Es wird außerdem ein Beschluss des Verwaltungsgerichtes 
Münster zu einem vergleichbaren Fall angeführt. 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
 
Anregung 
Schnellbrief des Städte- und Gemeindebunds Nordrhein-Westfalen 
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Diesen Schnellbrief und weitere tagesaktuelle Informationen, Gesetzesvorlagen und -texte, Mustersatzungen 
und -dienstanweisungen etc. aus dem kommunalen Bereich finden Sie im kostenlosen Intranet des StGB NRW. Die 
Zugangsdaten hierfür erhalten Sie im Hauptamt Ihrer Kommune . 

 
     Städte- und Gemeindebund NRW•Postfach 10 39 52•40030 Düsseldorf 

 
 
Schnellbrief 218/2015 
 
An die 
Mitgliedsstädte und -gemeinden 
 
 
 
 
 

Postfach 10 39 52•40030 Düsseldorf 

Kaiserswerther Straße 199-201 

40474 Düsseldorf  

Telefon 0211•4587-1 

Telefax 0211•4587-211 

E-Mail: info@kommunen-in-nrw.de 

pers. E-Mail:  

Internet: www.kommunen-in-nrw.de 
 

Aktenzeichen:  I/2 13.0.16 
 

Ansprechpartner:  
Beigeordneter Andreas Wohland 
Hauptreferentin Anne Wellmann 
 

Durchwahl 0211•4587-223-226 

 

29. September 2015 
 

 
 
Anregung der Republikaner NRW zur Ehrenbürgerschaft Victor Orbáns 
 
Sehr geehrte Damen und Herren Bürgermeisterinnen und Bürgermeister, 
 
der Vorsitzende der Republikaner NRW hat offenbar an alle Städte und Gemeinden in NRW 
einen Antrag nach § 24 GO NRW auf Verleihung der Ehrenbürgerschaft an Victor Orbán ge-
stellt. Er begründet diesen Antrag mit der Flüchtlingspolitik Ungarns.  
 
Aus unserer Sicht ist der Antrag der Republikaner unzulässig, weil es der Partei nicht um ein 
Sachanliegen geht, sondern um eine rechtsmissbräuchliche Inanspruchnahme öffentlicher 
Stellen, um den Ansichten der Partei Publizität zu verschaffen. Daher sind die Räte bzw. zu-
ständigen Ausschüsse nicht verpflichtet, sich mit der Eingabe der Republikaner inhaltlich zu 
befassen. Gleichwohl ist die Anregung dem Rat bzw. zuständigen Ausschuss vorzulegen, da § 
24 GO NRW dem/der BürgermeisterIn kein eigenes Vorprüfungsrecht einräumt. 

Das Verwaltungsgericht Minden hat in einem vergleichbaren Fall mit Beschluss vom 16. Mai 
2012 (AZ: 2 L 272/12, Anlage 1) entschieden, dass die Anregung eines Antragstellers auf Erlass 
eines Burka-Verbotes für alle Bediensteten der Gemeinde unzulässig ist. Der Antragsteller 
hatte sich mit gleichlautenden Anträgen an zahlreiche Städte und Gemeinden in und außer-
halb von NRW gewandt. Das Gericht stellte in seiner Entscheidung fest, dass für das Begehren 
des Antragstellers ersichtlich kein Rechtschutzbedürfnis bestehe. Es könne nur derjenige zu-
lässigerweise Klage erheben und Anträge auf einstweiligen Rechtschutz stellen, der ein recht-
lich anerkanntes, schützenwertes Anliegen verfolge. Daran fehle es. Dies ergebe sich bereits 
daraus, dass der Antragsteller nicht nur einen einzelnen Antrag, sondern gleichlautende An-
träge bei vielen anderen Gemeinden gestellt habe. Offensichtlich fehle es hier an einer ir-
gendwie gearteten persönlichen Beziehung zwischen der Gebietskörperschaft und dem Anre-
gungs- und Beschwerdeführer, wie sie die Regelung in § 24 der Gemeindeordnung NRW im-
manent voraussetze. Nur dann sei es gerechtfertigt, einer solchen Beschlussanregung einen 
korrespondierenden, subjektiv öffentlichen Befassungs- oder Bescheidungsanspruch gegen-
überzustellen. (ebenso VG Düsseldorf vom 10.01.2012 – I K 7098/11 und VG Münster vom 
10.02.2012 – 1 K 2574/11) 
  

Der Hauptgeschäftsführer 

_ 
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S. 2 v. 2  

Mit Beschluss vom 25.3.2015 hat das OVG NRW (15 E 24/15, Anlage 2) des Weiteren festge-
stellt, dass § 24 GO dem/der Hauptverwaltungsbeamten keine Vorprüfungsbefugnis gibt, die 
es erlaubt, eine rechtsmissbräuchliche Eingabe gar nicht erst dem zuständigen Gremium vor-
zulegen. Die Behandlung aller Eingaben obliege vielmehr grundsätzlich der angegangenen 
Stellen.  

Aus den vorgenannten Entscheidungen folgt, dass Sie die Eingabe der Republikaner zur Ver-
leihung des Ehrenbürgerrechts dem Rat bzw. dem zuständigen Ausschuss vorgelegen müssen; 
dieser kann die Eingabe dann als unzulässig zurückweisen. 
 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Dr. Bernd Jürgen Schneider 
 
 
Anlagen 
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